
Rat will Entscheidungshoheit behalten
Über ein mögliches Ratsbegehren zur Umgehungsstraße diskutiert der Pforzener

Gemeinderat in seiner jüngsten Sitzung – mit deutlichem Ergebnis.

Von Alexandra Hartmann

Pforzen Strebt der Gemeinderat
Pforzen ein Ratsbegehren zur
Ortsumfahrung an und legt die
schwierige Entscheidung damit in
Bürgerhand oder nicht? Darüber
sprach das Gremium in seiner
jüngsten Sitzung. Stößt ein Ge-
meinderat ein Ratsbegehren an,
überträgt er Bürgerinnen und Bür-
ger die Entscheidung über eine
Angelegenheit seines Wirkkreises.
Nach Diskussionen über das Für
und Wider dieses Schrittes fiel die
Entscheidung mit elf zu drei Stim-
men gegen das Ratsbegehren aus.

Das Thema war in der Gemein-
deratssitzung mit Bürgerver-
sammlung vergangene Woche in
der Turnhalle aufgekommen, bei
der das Staatliche Bauamt noch-
mals die bevorzugte Trasse Nord 4
vorgestellt hatte. In dem Rahmen
äußerte sich Bürgermeister Her-
bert Hofer nicht näher zum Rats-
begehren, da der Gemeinderat
noch nicht darüber gesprochen
hatte – das wurde nun nachgeholt.

„Ich persönlich würde das Ratsbe-
gehren nicht initiieren“, sagte Ho-
fer. Denn es sei ausgerichtet auf
eine Ja- oder Nein-Frage: Will der
Ort eine Umgehungsstraße oder
nicht? Da die Gestaltung ausge-
klammert ist, würde eine Wahl
wohl nur denjenigen leicht fallen,
die generell gegen die Umgehung
sind. Der Bürgermeister wolle
nicht, dass sich der Ort daran spal-
tet. Eine Schwarz-Weiß-Betrach-
tung sei nicht zielführend.

Dieses Bild griff Rätin Ute Not-
helfer-Krumm auf und pochte in
der Frage auf Platz für „Grau-Nu-
ancen“. Aus ihrer Sicht sollte der
Gemeinderat Verantwortung tra-
gen und die Entscheidung auf sich
nehmen – eine Meinung, die einige
ihrer Ratskollegen teilten.

Doch es gab auch andere Stim-
men. So sprach sich Georg Manda-
los dafür aus. „Ich habe eine klare
Meinung, ich drücke mich nicht“,
sagte das Ratsmitglied. Aber Man-
dalos würde gerne die Bürgerinnen
und Bürger in diese Entscheidung
einbeziehen. „Das ist für mich
auch Demokratie, muss ich sagen.“

Diese Auffassung teilte Wilhelm
Schmid, für den das Ratsbegehren
„am besten und am demokra-
tischsten“ wäre. Zudem schaffe es
eine gewisse Sicherheit. Vom Bür-
germeister wollte Schmid wissen,
ob man sich an das Ergebnis hal-
ten müsste.

Laut Hofer wäre der Gemeinde-
rat ein Jahr lang an das Ergebnis
des Ratsbegehrens gebunden – da-
nach könnte neu entschieden wer-
den. Er machte deutlich, dass es
eine Verzögerung bedeuten würde:
Das Staatliche Bauamt will jetzt ei-
nen Beschluss, um weiterzupla-
nen. Dieser wäre bei einem Begeh-
ren ausgesetzt und die Planungen
würden erst einmal ruhen – unab-
hängig vom Ausgang.

Anstatt eines Ratsbegehrens
schlug Gemeinderat Markus Holz-
mann eine unverbindliche Bürger-
befragung zu dem Thema auf. Die
Meinungen der Bürgerinitiativen
für und gegen das Vorhaben seien
bekannt, „aber Pforzen hat ja we-
sentlich mehr Einwohner“. Er wür-
de so gerne erfahren, was die
Mehrheit denkt. Laut Hofer kennt

die Gemeindeordnung diesen
Schritt zwar nicht, sie schließe ihn
aber auch nicht aus. „Es würde
nichts dagegen sprechen“, sagte
der Bürgermeister, stellte aber den
Erkenntnisgewinn in Frage: „Die
Meinungen sind ausgetauscht.“
Wie viele Rückläufer es bei einer
Befragung geben würde, sei eben-
so fraglich.

Gemeinderat Georg Papageor-
giou setzt Hoffnung auf ein Ge-
spräch mit dem Bundestagsabge-
ordneten, Stephan Stracke (CSU).
Einen Austausch mit ihm hatte Pa-
pageorgiou bereits in der vorheri-
gen Sitzung angeregt. Hofer habe
bereits mit dem Abgeordneten ge-
sprochen, aktuell bemühen sie sich
um einen Termin im Verkehrsmi-
nisterium. Auch wenn dieser zeit-
nah zustande käme, bedeutet das
nicht, dass hinterher eine andere
Variante umgesetzt wird. Papage-
orgiou möchte aber durch Gesprä-
che auf dieser Ebene versuchen,
die bestmögliche Variante für den
Ort herauszuholen.

Bei der anschließenden Abstim-
mung hoben nur drei Gemeinderä-

te die Hand für das Ratsbegehren,
die Mehrheit von elf entschied sich
dagegen. Damit bleibt es beim ur-
sprünglichen Plan: Der Gemeinde-
rat wird sich in einer seiner Sitzun-
gen im März entscheiden, ob das
Staatliche Bauamt, das die um-
strittene Variante Nord 4 bevor-
zugt, die Ortsumfahrung weiter-
planen soll oder nicht.

Damit ist jedoch die Möglichkeit
eines Bürgerbegehrens noch nicht
vom Tisch. Dieses müssten laut
Gemeindeordnung Bürger initiie-
ren und bei der Gemeinde einrei-
chen, es müsste eine Ja- oder Nein-
Frage enthalten und im Fall Pfor-
zens von zehn Prozent der Bewoh-
ner unterzeichnet worden sein. Der
Gemeinderat entscheidet dann
über die Zulässigkeit des Bürger-
begehrens. Wird dem zugestimmt,
muss innerhalb von drei Monaten
an einem Sonntag ein Bürgerent-
scheid stattfinden, bei dem auch
eine Stimmabgabe per Brief mög-
lich ist. Die Mehrheit entscheidet,
insofern diese mindestens 20 Pro-
zent der Stimmberechtigten aus-
macht.

Mit einer Umgehungsstraße soll der Verkehr aus dem Pforzener Ortskern, wo Bewohner unter Lärm leiden, heraus verlagert werden. Foto: Harald Langer (Archivbild)


